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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Soziales, Gesundheit, 
Integration, Kinder und Familie -

  
Tagesordnung I Punkt 6 der öffentlichen Sitzung am 20. März 2019

Vorlagen-Nr. 19-F-21-0014

Sachstand zur Mietpreisbremse für die kommunalen Wohnungsbaugesellschaften
- Antrag der Fraktionen SPD, CDU und Bündnis 90/Die Grünen vom 13.03.2019 -

Mit dem Beschluss Nr. 0377 vom 6. September 2018 hat die Stadtverordnetenversammlung den 
Magistrat gebeten, die finanziellen Auswirkungen und Risiken einer Wiesbadener Mietpreisbremse 
für die kommunalen Wohnungsbaugesellschaften (Erhöhungen maximal ein Prozent pro Jahr) zu 
berechnen. 

Der Ausschuss möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten, zu berichten:

Wie ist der Sachstand bezüglich der im Antrag beschlossenen Punkte?

Beschluss Nr. 0050

Der Antrag wird angenommen.

 

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,     .03.2019
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Rutten
Vorsitzender
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Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,     .03.2019

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Gabriel
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,     .03.2019
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Dezernat VI
mit der Bitte um weitere Veranlassung 

Gerich
Oberbürgermeister
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